
 

 

 
 
 
 

Keine Akquise bei langwierigen und intensiven Planungsleistungen 
 
 
 
 
 
 

Der Gesetzgeber hat im Jahr 2018 die sogenannte Zielfindungsphase in § 650 p BGB 
eingeführt. Sie dient der Ermittlung und Vereinbarung der Planungs- und 
Überwachungsziele. Allerdings setzt auch die Zielfindungsphase einen 
Vertragsschluss voraus. Ihre Einführung hat daher nicht zum Ende der 
Akquisestreitigkeiten geführt. Denn es ist gerade der Vertragsschluss, der in den 
Akquisefällen strittig ist. 
 
Die Frage, ob eine vergütungspflichtige Vertragsleistung vorliegt oder eine 
unentgeltliche Akquise, entscheidet sich dabei immer im Einzelfall. Sie ist regelmäßig 
auslegungsbedürftig und anhand der konkreten Umstände des Einzelfalles zu 
bewerten. Die bloße Tätigkeit des Architekten ist kein Beweis für einen 
Vertragsschluss. Allerdings ist die Verwertung der Planungsleistungen regelmäßig ein 
Indiz dafür, dass der Auftraggeber mit den Leistungen einverstanden ist und eine 
Vergütungspflicht besteht. Erstreckt sich die Tätigkeit des Architekten über einen 
langen Zeitraum, ist auch dies ein Indiz für einen Vertragsschluss.  
 
Hierzu hat das OLG Celle mit Urteil vom 26.01.2022 entschieden: 
 

Die Frage, ob ein Vertrag abgeschlossen oder nur eine Akquiseleistung erbracht 
wurde, ist im Einzelfall anhand der Tatumstände zu klären. Über ein Jahr 
andauernde intensive Planungsleistungen durch diverse Mitarbeiter eines Büros 
können ein Indiz dafür sein, dass keine Akquiseleistung vorliegt.  

 
In dem vom OLG Celle zu entscheidenden Fall wurde ein Planungsbüro bei der 
Realisierung eines Bauvorhabens mit einem finanziellen Rahmen von € 1,5 Mio. tätig. 
Die Architekten nahmen Einsicht in die Bauunterlagen und erbrachten verschiedene 
Planungsleistungen über einen Zeitraum von einem Jahr. Das Planungsbüro 
beauftragte unter anderem eine Baugrunduntersuchung und einen Statiker, führte 
Aufmaßtermine durch, erarbeitete ein Brandschutzkonzept und entwarf Pläne für die 
Aufstockung und Umgestaltung. Im Anschluss stellte das Planungsbüro seine 
Leistungen in Rechnung. Der Auftraggeber verweigerte die Zahlung mit dem Hinweis 
auf eine honorarfreie Akquisetätigkeit.  
 
 
 
 
 
 

A
R

C
H

IT
E

K
T

E
N

R
E

C
H

T
 

B
A

U
R

E
C

H
T

 

 

02/22 

 



 
 
 
 
 
 

-2- 
 
 
 
 
Das OLG Celle stellte fest, dass bereits die lange Dauer der Tätigkeit keinen Raum für 
die Annahme lasse, dass die Architekten die umfangreichen Leistungen vergütungsfrei 
erbringen wollten. Der Umfang, in dem der Auftraggeber die Mitarbeiter des 
Planungsbüros in Anspruch nahm, schloss die Annahme einer unentgeltlichen 
Leistungserbringung nach Ansicht des Gerichtes aus. Die Tatsache, dass sich der 
Auftraggeber bei dem Planungsbüro erkundigte, was die Leistungen kosten würden, 
hat laut OLG Celle zudem gezeigt, dass er auch selbst nicht von einer reinen 
Akquisetätigkeit ausging. Auch der Einwand des Auftraggebers, dass das 
Bauvorhaben unter der Bedingung der Finanzierbarkeit stand, war aus Sicht des 
Gerichtes nicht überzeugend, da es nicht der Regel entspricht, dass der Abschluss  
eines Architektenvertrages unter einen solchen Bedingung steht und insofern weitere, 
hier nicht vorgetragene Umstände hinzutreten müssen. 
 
Mit der Frage, unter welchen Voraussetzungen von einem Vertragsschluss zwischen 
einem Auftraggeber und einem Fachplaner ausgegangen werden kann, hatte sich das 
OLG Hamm zu beschäftigen. Es hat dabei dieselben Grundsätze angewandt, die im 
Architektenrecht zur Unterscheidung zwischen Akquise und vergütungspflichtiger 
Beauftragung entwickelt wurden. Mit Urteil vom 14.10.2019 stellte es fest, dass eine 
Einzelfallauslegung erforderlich ist, dass die Verwertung der Ingenieurleistungen 
indiziell für eine Beauftragung sprechen kann, es jedoch keine gesetzliche oder 
tatsächliche Vermutung gibt, dass umfangreiche Leistungen nur im Rahmen eines 
Vertrages erbracht werden. Vielmehr können auch umfangreiche Planungsleistungen 
eine „Hoffnungsinvestition in eine Vertragsanbahnungssituation“ sein. 
 
Die Fälle zeigen einmal mehr, dass die Abgrenzung zwischen einer Akquisetätigkeit 
und einem Vertragsschluss fließend ist und im Einzelfall schwierig sein kann. Die 
Beweislast für den Vertragsschluss obliegt dabei grundsätzlich dem Planer. Wenn ein 
Vertragsschluss vorliegt, muss der Auftragnehmer außerdem nachweisen, welcher 
Leistungsumfang beauftragt wurde. Es sollte daher frühzeitig eine Vereinbarung mit 
dem Auftraggeber über die Vergütungspflicht, den Leistungsumfang und die Parameter 
der Honorarbemessung getroffen werden.  
 
 
 
Dr. Phillipp Schlüter 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
 
 
 

 

 

 

 
Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen. 
Die in diesem Informationsdienst veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung sind den Verfassern vorbehalten. 


